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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 
— Drucksachen 12/723, 12/1540 — 

Entwurf eines Gesetzes über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(Stasi-Unterlagen-Gesetz — StUG) 

und 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/1093, 12/1540 — 

Entwurf eines Gesetzes über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(Stasi-Unterlagen-Gesetz — StUG) 

Bericht der Abgeordneten Karl Deres, Ina Albowitz und Rudolf Purps 

Mit den Gesetzentwürfen ist beabsichtigt, die Auffor-
derung des Einigungsvertrages umzusetzen, eine 
endgültige Regelung über den Umgang mit den Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes zu treffen. 

Insbesondere soll das Auskunfts- und Einsichtsrecht 
geregelt werden. Ferner sehen die Gesetzentwürfe 
Regelungen im Bereich der Erfassung der Unterlagen 
und deren Verwaltung der Strafverfolgungsbehörden, 
der Nachrichtendienste, der wissenschaftlichen For-
schung, der Nachteilsverbote gegenüber Betroffenen 
und Dritten sowie der Einrichtung einer Bundesober-
behörde vor. 

Die Maßnahmen dieser Gesetzentwürfe führen beim 
Bund zu erheblichen Mehrbelastungen durch die not-
wendig werdende Personalaufstockung beim Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

Die Mehrausgaben des Bundes betragen einschließ-
lich Personalfolgekosten jährlich rd. 160 Mio. DM. Die 
Höhe der Einnahmen durch Gebühren und Auslagen-
ersatz ist noch nicht abschätzbar. Die Ausgaben sind 
im Haushaltsentwurf 1992 und für die Folgejahre in 
der Finanzplanung des Bundes zu berücksichtigen. 
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Die Gesetzentwürfe sind mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Innenausschuß keine Änderungen 
mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkungen 
empfiehlt. 

Bonn, den 10. Oktober 1991 
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